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Liebe ver.di Mitglieder, liebe aktive Mitglieder, 

liebe Betriebs-und Personalräte, liebe JAV’n, 

in diesem Newsletters des ver.di Fachbereichs wollen wir 
euch regelmäßig über aktuelle Entwicklungen in der 
ver.di und Tarifarbeit, Politik, Veranstaltungen etc. 
Informieren und zur aktiven Mitarbeit an Themen 
anregen.             

 

Themen: 

1.Entgeltordnung Kommunal – fristen beachten 

2.Rente aktuell 

3.BAG Urteil- Spähsoftware 

4. Whatsapp-Urteil 

 

Entgeltordnung Kommunal- nur 
noch bis 31.12.17 Antragsstellung 
möglich 

Seit dem 01.01.2017 ist die neue „EGO Kommunal“ für 
„alle“ Beschäftigte bei den Kommunen in Kraft.  

Nun stellt sich die Frage was muss ich denn tun, um in 
den Genuss der neuen Eingruppierungsvorschriften aus 
dem Tarifvertrag zu kommen?  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erst einmal sollte man nicht blind einen 
Antrag stellen (ohne Antrag keine neue EGO 
Kommunal), da hier sehr viele Faktoren 
beachtet werden müssen wie z.B. Zulagen, 
Besitzstände, Stufenlaufzeiten usw., damit 
man danach auch keinen finanziellen Verlust 
erleidet.  

Hierzu gibt es die Möglichkeit, sich bei Manuel 
Mayr, Gewerkschaftssekretär für die Bereiche 
Ver-und Entsorgung & Gemeinden, einen 
Beratungstermin geben zu lassen. Falls es 
mehrere Kolleginnen oder Kollegen geben 
sollte, die Interesse an einer solchen Beratung 
haben, kommen wir gerne zu einer 
„Gruppenberatung“ mit Einzelberatung zu 
euch vor Ort. 

Hiervon ausgenommen sind die Kolleginnen 
und Kollegen im Handwerklichen Bereich. Für 
diese Kolleginnen und Kollegen werden 
momentan die Verhandlungen mit dem KAV 
(Kommunaler Arbeitgeberverband Bayern) 
geführt. Sobald die Verhandlungen 
abgeschlossen sind wird es auch für diese 
Kolleginnen und Kollegen die Möglichkeit 
geben, einen Beratungstermin zu 
vereinbaren. 

Deshalb macht gerne Termine mit Manuel 
unter 0831/52188-13 oder 015152444574 oder 
manuel.mayr@verdi.de einen Termin aus. 
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DGB / ver.di Rentenkampagne 

 

Rente stärken: Um direkt vor der Bundestagswahl 
nochmals möglichst viele Menschen zu erreichen und auf 
unser Anliegen aufmerksam zu machen, wird es einen 
weiteren Aktionstag des DGB geben. Die 
Einzelgewerkschaften, auch wir in ver.di, haben für 
Aktionen den Zeitraum von 14. – 16. September 
vorgesehen. Gedacht ist dabei an Verteilaktionen, wenn 
möglich kombiniert mit Aktionen im Betrieb oder 
öffentlichen Raum. Dazu wird es wieder eine 4-seitige 
Sonderausgabe der ver.di publik geben, die neben den 
Forderungen an die Parteien im Rahmen der 
Bundestagswahl auch das Renten-Thema und unsere 
Forderungen dazu zentral aufnimmt. 
Und unbedingt noch den 
https://www.openpetition.de/petition/online/mit-deiner-
stimme-den-renten-sinkflug-stoppen unterschreiben! 

 

BAG-Urteil: Dürfen Arbeitgeber 
Späh-Software einsetzen? 

Private Nutzung vom Büro-Computer: Was ist 
erlaubt? - DGB-Expertin Marta Böning 
beantwortet die wichtigsten Fragen. 

Ein Arbeitgeber hat den Verdacht, dass ein Mitarbeiter 
den dienstlichen Computer intensiv für private Zwecke 
nutzt. Darf er eine Spähsoftware einsetzen, die alle  

 

 

 

 

 

 

 

Tastenbewegungen aufzeichnet – und die 
Daten dann für eine Kündigung nutzen? 
Nein, hat das Bundesarbeitsgericht am 28. Juli 
2017 entschieden. Doch wie viel private 
Nutzung und Überwachung von 
Dienstgeräten ist erlaubt? Worauf müssen 
Beschäftigte achten? 

Spähsoftware erfasst jeden 
Mausklick 

Der Fall: Ein Arbeitgeber hat die private 
Nutzung von Dienstgeräten verboten und 
kündigt an, dass er zukünftig sämtlichen 
„Internet-Traffic“ und die Benutzung der 
Systeme „mitloggt“ und die Daten dauerhaft 
speichert. Er installiert so genannte Keylogger 
auf den Dienstrechnern, die sämtliche 
Tastatureingaben auf dem PC protokollieren 
und regemäßig Bildschirmfotos erstellen. 

Kündigung wegen 
Computerspiel 

Bei der Auswertung der Daten zeigt sich, dass 
ein Web-Entwickler seinen Rechner über 
einen längeren Zeitraum hinweg privat 
genutzt hat. Dieser räumt ein, dass er 
während der Arbeitszeit sowohl 
Dispositionsarbeiten für die Firma seines 
Vaters erledigt als auch an einem von ihm 
entwickelten Computerspiel gearbeitet hat. 
Er wird mit sofortiger Wirkung von der Arbeit 
freigestellt und bekommt die Kündigung. 
Dagegen legt er Klage ein. 

 

https://www.openpetition.de/petition/online/mit-deiner-stimme-den-renten-sinkflug-stoppen
https://www.openpetition.de/petition/online/mit-deiner-stimme-den-renten-sinkflug-stoppen
http://www.dgb.de/++co++affa8664-1bd2-11df-63b8-00093d10fae2/@@glossary.html
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Klage vor dem Bundesarbeitsgericht 

Jetzt hat das Bundesarbeitsgericht entschieden: 
Der Einsatz eines Software-Keyloggers, mit dem alle 
Tastatureingaben an einem dienstlichen Computer für 
eine verdeckte Überwachung und Kontrolle des 
Arbeitnehmers aufgezeichnet werden, ist nach § 32 Abs. 1 
Bundesdatenschutzgesetz unzulässig, wenn kein auf den 
Arbeitnehmer bezogener, durch konkrete Tatsachen 
begründeter Verdacht einer Straftat oder einer anderen 
schwerwiegenden Pflichtverletzung besteht. 

Weitere Infos unter:  
https://mitgliedernetz.verdi.de/informativ/++co++7377d2b
6-739d-11e7-7496-525400b665de 

 

Warnung für Whatsapp-Nutzer: 
„Urteil ist Steilvorlage für 

Abmahnanwälte“ 

SmartUnion 

WhatsApp ist aus dem Leben vieler Menschen 
nicht mehr wegzudenken. Auch in der 
Arbeitswelt setzen Beschäftigte auf den 
Messengerdienst. Ein aktuelles Urteil des 
Amtsgerichts Bad Hersfeld stellt nun hohe 
Anforderungen an die WhatsApp-NutzerInnen. 
Wir haben bei einem Datenschutzexperten 
nachgefragt. 

Kurz eine Nachricht an den Kollegen schicken, um den 
morgigen Dienst zu planen oder eine Verabredung zur 
Mittagspause bestätigen – auch aus der Arbeitswelt ist 
für viele der Messengerdienst nicht mehr wegzudenken.  

 

 

 

 

 

Doch ein Urteil des Amtsgerichts in Bad 
Hersfeld könnte den sorgenfreien Umgang 
mit WhatsApp – privat und dienstlich – nun 
trüben. In einem Urteil fordern die Richter 
von einer Mutter, die Smartphone-Nutzung 
ihres Sohnes bis zu dessen Volljährigkeit zu 
beaufsichtigen. Um ihren heute elfjährigen 
Nachwuchs vor etwa Abmahnungen zu 
schützen, soll die Mutter unter anderem die 
schriftlichen Einverständniserklärungen aller 
WhatsApp-Kontakte einholen. 

 

Als Leitsatz formuliert das Amtsgericht: 
„Wer den Messenger-Dienst ‚WhatsApp‘ nutzt, 
übermittelt nach den technischen Vorgaben 
des Dienstes fortlaufend Daten in Klardaten-
Form von allen in dem eigenen Smartphone-
Adressbuch eingetragenen Kontaktpersonen 
an das hinter dem Dienst stehende 
Unternehmen. Wer durch seine Nutzung von 
‚WhatsApp‘ diese andauernde 
Datenweitergabe zulässt, ohne zuvor von 
seinen Kontaktpersonen aus dem eigenen 
Telefon-Adressbuch hierfür jeweils eine 
Erlaubnis eingeholt zu haben, begeht 
gegenüber diesen Personen eine deliktische 
Handlung und begibt sich in die Gefahr, von 
den betroffenen Personen kostenpflichtig 
abgemahnt zu werden. Nutzen Kinder oder 
Jugendliche unter 18 Jahren den Messenger-
Dienst ‚WhatsApp‘, trifft die Eltern als 
Sorgeberechtigte die Pflicht, ihr Kind auch im 
Hinblick auf diese Gefahr bei der Nutzung des 
Messenger-Dienstes aufzuklären und die 
erforderlichen Schutzmaßnahmen im Sinne 
ihres Kindes zu treffen.“ (Quelle: Amtsgericht 
Bad Hersfeld) 
 

Weitere Infos unter: 
http://www.dgb.de/themen/++co++05d8d3b4-
6168-11e7-b859-525400e5a74a 

https://mitgliedernetz.verdi.de/informativ/++co++7377d2b6-739d-11e7-7496-525400b665de
https://mitgliedernetz.verdi.de/informativ/++co++7377d2b6-739d-11e7-7496-525400b665de
http://www.lareda.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/default/hessenrecht_lareda.html#docid:7876045
http://www.lareda.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/default/hessenrecht_lareda.html#docid:7876045
http://www.dgb.de/themen/++co++05d8d3b4-6168-11e7-b859-525400e5a74a
http://www.dgb.de/themen/++co++05d8d3b4-6168-11e7-b859-525400e5a74a

